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63. Deutscher Verkehrsgerichtstag   29. bis 31. Januar 2025 in Goslar 
 
 

EMPFEHLUNG 
 
Arbeitskreis I 
 
Cannabis-Missbrauch im Straßenverkehr 
 

 
Die Erhöhung des THC-Grenzwertes birgt Gefahren für die Verkehrssicherheit und zahlrei-
che Probleme für die Arbeit von Polizei, Fahrerlaubnisbehörden und Begutachtungsstellen: 

1. Bezüglich des Mischkonsums von Cannabis incl. Medizinalcannabis und Alkohol sollte 

der Gesetzgeber im Straßenverkehrsgesetz eine Nulltoleranz festlegen, analog zu Fahr-

anfängern. 

2. Der Arbeitskreis empfiehlt die Aufnahme des Mischkonsums (Cannabis und Alkohol) in 

die Anlage 4 der Fahrerlaubnisverordnung (FEV) aufgrund der unvorhersehbaren Ge-

fahren der Wechselwirkung. 

3. Der Arbeitskreis fordert eine zügige Anpassung der Begutachtungsleitlinien zum Thema 

Cannabis an die aktuellen wissenschaftlichen Standards, um die neue Realität des Frei-

zeitkonsums abzubilden.  

4. Bei Ersttätern geht der Arbeitskreis von Cannabismissbrauch aus, wenn Zusatztatsa-

chen vorliegen, die erwarten lassen, dass künftig nicht zwischen Konsum und Fahren 

getrennt wird. Diese Zusatztatsachen sind vom Gesetzgeber zu definieren. Sie können 

u.a. aus dem Konsummuster resultieren, dem Vortatgeschehen oder aus den Umstän-

den des Tatgeschehens. 

5. Der Arbeitskreis fordert die Bundesregierung bzw. den Gesetzgeber dringend auf, die 

zeitnahe Entwicklung von verdachtsausschließenden Vortestmöglichkeiten hinsichtlich 

der verschiedenen aktuellen Grenzwerte zu unterstützen.  

6. Der Arbeitskreis begrüßt das Vorhaben des Gesetzgebers, bei Gefahrguttransporten 

THC-Nüchternheit festzulegen. 

7. Der Arbeitskreis fordert, zur nötigen Fortentwicklung der „Vision Zero“ die Aufklärungs-

maßnahmen bezüglich der Risiken des Cannabiskonsums für die Verkehrssicherheit so-

wie der geltenden Rechtslage erheblich zu intensivieren. 


